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Nach allgemeiner Auffassung sind die CC-Lizenzen als AGB zu verstehen, weil
sie für eine unbestimmte Anzahl an Verträgen vorformuliert sind. Unter all-
gemeinen Geschäftsbedingungen versteht man nach § 305 Abs. 1 S. 1 BGB alle
für eine Vielzahl von Verträgen vorformulierten Vertragsbedingungen, die der
Verwender der anderen Vertragspartei bei Abschluss eines Vertrags stellt.
Darunter fallen in aller Regel auch formularmäßige Standardverträge.31

Es ist noch nicht endgültig geklärt, welchen Stellenwert der Verbraucher-
schutz im Bereich des Urheberrechts einnimmt, weshalb in der Auslegung der
Klauseln nach dem AGB-Recht mitzuberücksichtigen ist, inwiefern die
schützenswerten Interessen der Verbraucher mit jenen der Urheber in einen
Ausgleich gebracht werden können.32

1. Anwendungsbereich (§§ 305 ff. BGB)

a) Besonderheiten für Unternehmer (§ 310 BGB)

Der Unternehmerbegriff aus § 14 Abs. 1 BGB umfasst neben den Verwer-
tungsgesellschaften auch freischaffende Urheber, da diese bei der Vermark-
tung ihrer Werke einer selbstständigen beruflichen Tätigkeit nachgehen.33

Somit treten Urheber, die ihre Werke unter eine CC-Lizenz stellen, grund-

31 BGH, Urt. v. 17.06.2004, I ZR 136/01; vgl. Georg Borges, in: Borges/Meents (Hrsg.), § 7
Rn. 60; In der Regel handelt es sich aber bei CC-Lizenzverträgen nicht um einen klas-
sischen Formularvertrag, siehe Horlacher, (…) Sebastian Horlacher, Die Creative Com-
mons-Lizenzen 4.0 – Eine (urheber‐)rechtliche Betrachtung anhand von Open Educa-
tional Resources in der Hochschullehre, 110 f.

32 Ansgar Koreng, Neues zu Creative Commons-Lizenzen, K&R 2015, 99 (100 f.) spricht
insoweit von „Zieldivergenzen zwischen dem Verbraucherschutzgedanken des BGB und
dem im UrhG angelegten Grundgedanken des Schutzes des Urhebers“.

33 Jan Bernd Nordemann, in: Fromm/Nordemann (Hrsg.), Urheberrecht, 13. Auflage 2024,
UrhG Vor. §§ 31 ff. Rn. 195; Ansgar Ohly, in: Schricker/Loewenheim (Hrsg.), UrhG 6. Auf-
lage 2020, Vor. §§ 31 ff. Rn. 37; Karl Riesenhuber, Beim Abschluss des Wahrnehmungs-
vertrags sind die Berechtigten Unternehmer im Sinne von § 14 BGB, ZUM 2002, 777
(778 f.); Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, Vor. §§ 31 ff.
Rn. 14.
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sätzlich als Unternehmer auf. Würden die Urheber die AGB gegenüber einem
anderen Unternehmer verwenden, wären die §§ 305 ff. BGB nach
§ 310 Abs. 1 BGB nur eingeschränkt anwendbar. Regelmäßig agieren die
Lizenznehmer jedoch als Verbraucher, sodass die Vorschriften aus
§ 305 Abs. 2, Abs. 3 BGB und §§ 308, 309 BGB gemäß § 310 Abs. 1 BGB
umfassend anwendbar bleiben. Dass sowohl den Urhebern als auch den
Verbrauchern eine schützenswerte Vertragsposition zukommt, muss in dem
Maßstab, der an die Ausübung der Inhaltskontrolle gelegt wird, berücksichtigt
werden.

b) Individualvereinbarungen (§ 305b BGB)

Von der AGB-Kontrolle sind gemäß § 305 Abs. 1 S. 3 BGB solche Vertragsbe-
dingungen ausgeschlossen, die von den Vertragsparteien individualvertraglich
vereinbart wurden. Diese haben nach § 305b BGB gegenüber den AGB Vor-
rang.34 So kann beispielsweise eine Autorin mit einem Verlag individualver-
traglich vereinbaren, dass der Verlag das Werk nur in einer bestimmten
Schriftart verbreiten darf.35

2. Einbeziehung von AGB

Die Einbeziehung von Vertragsklauseln richtet sich nach §§ 305 Abs. 2, 305a-
305c BGB. Hierbei ist explizit darauf zu achten, ob der Lizenzvertrag mit den
Urhebern selbst oder mit einem Dritten abgeschlossen wird. Arbeiten die
Rechteinhaber beispielsweise mit Datenbankanbietern zusammen und ver-
pflichten sich dazu, an jeden interessierten Nutzer eine Lizenz für ihr Werk zu
erteilen, so verwenden die Rechteinhaber die AGB in der Regel für ihre
eigenen geschäftlichen Zwecke und die Einbeziehung der AGB wird ihnen
trotz des Zwischenschaltens Dritter zugerechnet.36 In solchen Fällen werden

34 In Urheberverwertungsverträgen sind die AGB häufig mit Individualvereinbarungen
gemischt, sodass darauf zu achten ist, dass das AGB-Recht tatsächlich nur auf die vor-
formulierten Bedingungen Anwendung findet. Siehe hierzu Oliver Castendyk, Lizenzver-
träge und AGB-Recht, ZUM 2007, 169 (171); Ansgar Ohly, in: Schricker/Loewenheim
(Hrsg.), UrhG 6. Auflage 2020, Vor. §§ 31 ff. Rn. 38.

35 Insgesamt werden aber selten Individualvereinbarungen getroffen, die von den Inhalten
der CC-Lizenzierung selbst abweichen.

36 Mathias Habersack, in: Ulmer/Brandner/Hensen (Hrsg.), BGB § 305 Rn. 26 f.
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die Lizenzbedingungen von den Datenbankanbietern nur vorformuliert.37 Ein
anderer Vertragspartner kann den Lizenznehmern hingegen bei Sammel-
werken gegenüberstehen.38

a) Hinweis und Möglichkeit der Kenntnisnahme

Der Verwender der AGB muss die andere Partei gemäß § 305 Abs. 2 BGB auf
die AGB hinweisen (Nr. 1) und ihr die Möglichkeit der Kenntnisnahme ver-
schaffen (Nr. 2). Für die wirksame Einbeziehung ist auf den Zeitpunkt abzu-
stellen, zu dem der Lizenznehmer erstmalig mit der Lizenz in Berührung
kommt.39 Die Voraussetzungen sind jedenfalls dann erfüllt, wenn der CC-Li-
zenztext in einen schriftlichen Verlagsvertrag integriert wird.40 Die CC-Li-
zenzen sehen aber im Grundsatz vor, dass dem Werk ein Hyperlink beigefügt
wird, durch den der Nutzer direkt zu den Bedingungen der jeweiligen CC-
Lizenz gelangt.41 Gerade im elektronischen Verkehr soll es ausreichend sein,
wenn die Nutzer über denHyperlink unmittelbar zum Vertragstext gelangen
und diesen ausdrucken könnten.42 Die Urheber sind außerdem dazu ange-
halten, die Piktogramme für die Kenntlichmachung der CC-Lizenz zu ver-

37 Stefan Maaßen, Abmahnung wegen unterlassener Urheberbenennung, GRUR-Prax 2013,
127 (129).

38 Siehe zu den Vertragskonstellationen CCPL-Abschnitt 5.
39 Ebenso Till Jaeger/Axel Metzger, Open Content-Lizenzen nach deutschem Recht, MMR

2003, 431 (434).
40 Vgl. Ansgar Ohly, in: Schricker/Loewenheim (Hrsg.), Urheberrecht 6. Auflage 2020, UrhG

6. Auflage 2020, Vor. §§ 31 ff. Rn. 39.
41 Tanja Dörre, Aktuelle Rechtsprechung zu Creative Commons-Lizenzen, GRUR-Prax 2014,

516 (516); Sebastian Horlacher, Die Creative Commons-Lizenzen 4.0 – Eine (urheber‐)
rechtliche Betrachtung anhand von Open Educational Resources in der Hochschullehre,
113, 118 verweist darauf, dass auch ein Dead Link nicht zu einer fehlenden Möglichkeit der
Kenntnisnahme führt; Ansgar Koreng, Neues zu Creative Commons-Lizenzen, K&R 2015,
99 (100) stellt jedoch die Zulässigkeit einer Doppelverlinkung infrage, bei der man ohne
einen ausdrücklichen Hinweis gegenüber dem Verbraucher erst über das License Deed
zum Lizenztext gelangt; Kristina Wagner, Aktuelle Möglichkeiten und rechtliche Pro-
bleme der Creative Commons-Lizenzmodelle, MMR 2017, 216 (219).

42 BGH, Urt. v. 14.06.2006, I ZR 75/03; Demgegenüber genügt die Anbringung eines
Hyperlinks bei einem physischen Werk nicht für die Möglichkeit der Kenntnisnahme,
siehe auch Sebastian Horlacher, Die Creative Commons-Lizenzen 4.0 – Eine (urheber‐)
rechtliche Betrachtung anhand von Open Educational Resources in der Hochschullehre,
112.
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wenden, die von der Creative Commons-Organisation über den License
Chooser bereitgestellt werden.43

Streit besteht darüber, inwiefern bei der Einbeziehung englischer (oder
anderssprachiger) Lizenztexte eine Kenntnisnahme zumutbar ist, obwohl ein
Vertrag in Deutschland normalerweise in deutscher Sprache abgeschlossen
wird.44 Im Unternehmerverkehr wird man von der Berücksichtigung der
englischen Sprache ausgehen müssen, da § 305 Abs. 2 BGB gemäß
§ 310 Abs. 1 BGB nicht anwendbar ist, sodass großzügigere Bewertungsmaß-
stäbe für die Kenntnisnahme anzulegen sind. Zwar muss gegenüber Ver-
brauchern ein anderer Maßstab greifen, konkret für die CC-Lizenzen wird aber
vertreten, dass es ausreichen würde, dass die Internetseite www.
creativecommons.org teils auf Deutsch abrufbar ist und die wesentlichen
Unterschiede der einzelnen CC-Lizenztypen – wenn auch nur kurz –
deutschsprachig erläutert werden.45 Jedenfalls kann davon ausgegangen wer-
den, dass fremdsprachige AGB dann wirksam einbezogen sind, wenn sich die
Vertragsparteien grundsätzlich einer ausländischen Verhandlungs- und Ver-
tragssprache bedienen46 oder der Download selbst von einer fremdsprachigen
Website erfolgt.47 Derzeit ist deutschen Vertragspartnern zugunsten der
Rechtssicherheit die Beifügung der deutschen Fassung des Lizenztexts zu

43 Jörg-Alexander Paul, in: Hoeren/Sieber/Holznagel (Hrsg.), Handbuch Multimedia-Recht
Teil 7.4 Rn. 132. Praktische Probleme können insbesondere dann entstehen, wenn die
Piktogramme und der verlinkte Vertragstext nicht übereinstimmen.

44 Thomas Dreier, Creative Commons, Science Commons – Ein Paradigmenwechsel im
Urheberecht?, in: FS-Schricker, 2005, 283 (289); Die Zumutbarkeit ablehnend etwa Gunda
Plaß, Open Contents im deutschen Urheberrecht, GRUR 2002, 670 (678); a.A. jedenfalls
bei Open Source Software Jochen Marly, Praxishandbuch Softwarerecht, 7. Auflage 2018
Teil 4 V., Rn. 935; Peter Sester, Open-Source-Software: Vertragsrecht, Haftungsrisiken und
IPR-Fragen, CR 2000, 797 (804 f.).

45 Kristina Wagner, Aktuelle Möglichkeiten und rechtliche Probleme der Creative Com-
mons-Lizenzmodelle, MMR 2017, 216 (219).

46 BGH, Urt. v. 10.03.1983, VII ZR 302/82; Thomas Pfeiffer, in: Wolf/Lindacher/Pfeiffer (Hrsg.),
BGB, 7. Auflage 2020, § 305 Rn. 89; ähnlich Matteo Fornasier, in: MüKo (Hrsg.), BGB § 305
Rn. 79; Mathias Habersack, in: Ulmer/Brandner/Hensen (Hrsg.), BGB § 305 Rn. 151; Till
Jaeger/Axel Metzger, Open Source Software – Rechtliche Rahmenbedingungen der Freien
Software, 5. Auflage 2020, Rn. 254; so für die GPL-Lizenz Hermann-Josef Omsels, Open
Source und das deutsche Vertrags- und Urheberrecht, in: FS-Hertin, 2000, 141 (149); Gerald
Spindler, Gutachten Rechtsfragen der Open Source, 2003, 38.

47 So Thomas Pfeiffer, in: Wolf/Lindacher/Pfeiffer (Hrsg.), BGB, 7. Auflage 2020, § 305 Rn. 89
für Internet-Bestellungen; Gerald Spindler, Gutachten Rechtsfragen der Open Source,
2003, 38 für die GPL-Lizenz.
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empfehlen,48 da CC-Lizenzen aber gerade den internationalen Austausch
fördern sollen,49 sollte mittel- oder langfristig jedenfalls die Verwendung der
englischen Sprachfassung im digitalen Umfeld unbedenklich sein50 und der
zumutbaren Kenntnisnahme im Sinne des § 305 Abs. 2 Nr. 2 BGB nicht
grundsätzlich entgegenstehen.51 Eine Einzelfallbetrachtung der wirksamen
Einbeziehung des Lizenztexts ist in jedem Fall unerlässlich.52

b) Keine Überraschungsklauseln (§ 305c Abs. 1 BGB)

Nach § 305c Abs. 1 BGB werden überraschende Klauseln nicht zum Ver-
tragsbestandteil. Darunter versteht man solche Klauseln, die objektiv unge-
wöhnlich sind und einen Überraschungs- oder Überrumpelungseffekt auf-
weisen.53

Zulässigkeit des Share Alike-Moduls

Unter Verwendung des Share Alike-Moduls (CC BY-SA)54 kann der Urheber
sicherstellen, dass jede weitere Bearbeitung seines Werks der Allgemeinheit
kostenfrei zugänglich ist.55 Diese Klausel könnte für den Lizenznehmer inso-

48 Vgl. Reto Mantz, erst nach 2006, Kapitel 3: Open Access-Lizenzen und Rechtsübertragung
bei Open Access-Werken, in: Spindler (Hrsg.), Rechtliche Rahmenbedingungen von Open
Access-Publikationen, 2006, 55 (57 f.).

49 Kristina Wagner, Aktuelle Möglichkeiten und rechtliche Probleme der Creative Com-
mons-Lizenzmodelle, MMR 2017, 216 (219).

50 OLG Köln, Urt. v. 31.10.2014, 6 U 60/14; LG München I, Urt. v. 19.05.2004, 21 O 6123/04 für
die in englischer Sprache abgefassten Lizenzbedingungen der GPL; In diese Richtung
argumentiert auch Thomas Schiffner, Open Source Software, 2003: freie Software im
deutschen Urheber- und Vertragsrecht, 185, der bereits vor 20 Jahren vertrat, dass die
englische Sprache als bedeutende Verhandlungs- und Vertragssprache des Internets nicht
der Zumutbarkeit entgegensteht; krit. Gunda Plaß, Open Contents im deutschen Urhe-
berrecht, GRUR 2002, 670 (671).

51 Auch hier stellt sich die Problematik, dass die Verbraucherin bei Nichtanerkennung der
englischen Sprache, keine wirksame Lizenz erlangen kann und mit der Unwirksamkeit
sogar schlechter stehen würde, siehe Rn. 33 f.

52 Sebastian Horlacher, Die Creative Commons-Lizenzen 4.0 – Eine (urheber‐)rechtliche
Betrachtung anhand von Open Educational Resources in der Hochschullehre, 115.

53 Christian Grüneberg, in: Grüneberg (Hrsg.), BGB § 305c Rn. 3 f.; Jan Bernd Nordemann, in:
Fromm/Nordemann (Hrsg.), UrhG Vor. §§ 31 ff. Rn. 199; Artur-Axel Wandtke, in: Wandtke/
Bullinger (Hrsg.), UrhG 6. Auflage 2022 Vor. §§ 31 ff. Rn. 114 f.

54 Auch als Perpetuierungsverpflichtung bezeichnet, siehe Jörg-Alexander Paul, in: Hoeren/
Sieber/Holznagel (Hrsg.), Handbuch Multimedia-Recht, Teil 7.4 Rn. 133.

55 Siehe ebenso unter CCPL-Abschnitt 3.b.
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fern überraschend sein, als damit auch nachfolgende Weiterverarbeitungen
verbindlich geregelt werden. Dass die partizipierenden Lizenznehmer die
abgeleiteten Werke der Allgemeinheit ebenfalls kostenfrei zur Verfügung
stellen, ergibt sich jedoch aus der Grundidee der CC-Lizenzen,56 sodass sich
diese Klausel in das Gesamtkonzept der Open-Content-Strategie einfügt und
weder unüblich ist, noch einen Überrumpelungseffekt aufweist.57

Zulässigkeit der Rückfallklausel

Die CC-Lizenzen enthalten zudem eine Rückfallklausel58 (auch als „Heim-
fallklausel“59 bezeichnet, vergleichbar mit einem Copyleft; siehe in
Abschnitt 6.a CC BY60), die besagt, dass es bei Nichteinhaltung der Lizenz-
bedingungen zu einem Rückfall der Nutzungsrechte kommen kann („Alles
oder Nichts“-Prinzip).61 Mit der überwiegenden Meinung ist davon auszuge-
hen, dass die Rechtseinräumung auflösend bedingt im Sinne von § 158 Abs. 2
BGB erfolgt,62 sodass es bei einem Verstoß gegen die Lizenzbedingungen zu
einer automatischen Beendigung des Lizenzvertrages kommt.63 Diese

56 Kristina Wagner, Aktuelle Möglichkeiten und rechtliche Probleme der Creative Com-
mons-Lizenzmodelle, MMR 2017, 216 (219); so für die GPL-Lizenz Till Kreutzer, LG
München I: Wirksamkeit der GNU General Public Licence (GPL) nach deutschem Recht,
MMR 2004, 693.

57 Weitere Argumente dafür bei CCPL-Abschnitt 3.b.3. Rn. 186.
58 Siehe im Detail hierzu CCPL-Abschnitt 6.
59 Vgl. Gregor Völtz, Creative Commons Lizenzen im Lichte des Verbraucherschutzes: Mehr

schlecht als verbrauchergerecht?, VuR 2016, 169 (172).
60 In Lizenzversion 2.0 und 3.0 Abschnitt 7.a.
61 Kristina Wagner, Aktuelle Möglichkeiten und rechtliche Probleme der Creative Com-

mons-Lizenzmodelle, MMR 2017, 216 (220).
62 LG Berlin, Bes. v. 08.01.2010, 16 O 458/10; LG München I, Urt. v. 19.05.2004, 21 O 6123/04;

Sebastian Horlacher, Die Creative Commons-Lizenzen 4.0 – Eine (urheber‐)rechtliche
Betrachtung anhand von Open Educational Resources in der Hochschullehre, 162; Till
Jaeger/Reto Mantz, LG Köln: Nicht kommerzielle Nutzung unter Creative Commons-
Lizenz, MMR 2014, 478 (480 f.); Stefan Maaßen, Abmahnung wegen unterlassener Urhe-
berbenennung, GRUR-Prax 2013, 127 (127 f.); Jörg-Alexander Paul, in: Hoeren/Sieber/
Holznagel (Hrsg.), Handbuch Multimedia-Recht Teil 7.4 Rn. 130; Gregor Völtz, Creative
Commons Lizenzen im Lichte des Verbraucherschutzes Mehr schlecht als verbraucher-
gerecht?, VuR 2016, 169 (172); Demgegenüber hält Tanja Dörre, Aktuelle Rechtsprechung
zu Creative Commons-Lizenzen, GRUR-Prax 2014, 516 (517) eine Ausnahme für Ver-
braucher für denkbar.

63 Dafür OLG Köln, Urt. v. 31.10.2014, 6 U 60/14; LG Berlin, Bes. v. 08.01.2010, 16 O 458/10; Till
Kreutzer, Open Content – Ein Praxisleitfaden zur Nutzung von CreativeCommons-Li-
zenzen, 2. Auflage 2016, 24; Kristina Wagner, Aktuelle Möglichkeiten und rechtliche
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Rückfallklausel könnte mit Blick auf das Fehlinterpretationspotential der CC-
Lizenzen überraschend erscheinen64 bzw. einen Überrumpelungseffekt auf-
weisen, weil sie kein Abmahnerfordernis vorsieht und damit erheblich vom
dispositiven Recht für Dauerschuldverhältnisse (vgl. § 314 BGB) abweicht.65

Unter Berücksichtigung der weitreichenden Konsequenzen der Klausel
besteht dem Grunde nach eine besondere Schutzwürdigkeit der Lizenzneh-
mer.66 Es handelt sich jedoch bei dem Copyleft-Effekt um eines der wich-
tigsten Instrumente auf Seiten der Urheber, um sicherzustellen zu können,
dass die entsprechend lizenzierten Werke auch weiterhin frei bleiben. Selbst
wenn die Lizenznehmer eine vorherige Abmahnung erwarten würden, halten
die CC-Lizenzen mit Abschnitt 6.b jedenfalls auch eine Heilungsmöglichkeit
bereit.67 Damit verstößt die Rückfallklausel nicht generell gegen § 305c Abs. 1
BGB.

c) Unklarheitenregel (§ 305c Abs. 2 BGB)

Die Unklarheitenregel gemäß § 305c Abs. 2 BGB besagt, dass Zweifel bei der
Auslegung von AGB zu Lasten des Verwenders gehen. Diese Regel greift jedoch
erst ein, wenn nach Ausschöpfung der in Betracht kommenden Auslegungs-
möglichkeiten noch mindestens zwei Auslegungsformen rechtlich vertretbar
bleiben.68 Im Ergebnis führt ein Verstoß somit nicht zur Unwirksamkeit der
Klausel, sondern es gilt die verbraucherfreundlichere Auslegung.

Probleme der Creative Commons-Lizenzmodelle, MMR 2017, 216 (220); krit. Stefan
Maaßen, Abmahnung wegen unterlassener Urheberbenennung, GRUR-Prax 2013, 127
(128).

64 Sebastian Horlacher, Die Creative Commons-Lizenzen 4.0 – Eine (urheber‐)rechtliche
Betrachtung anhand von Open Educational Resources in der Hochschullehre, 155.

65 Kristina Wagner, Aktuelle Möglichkeiten und rechtliche Probleme der Creative Com-
mons-Lizenzmodelle, MMR 2017, 216 (220); vgl. zu den Anforderungen Hans Schulte-
Nölke, in: NK-Schulze (Hrsg.), BGB § 305c Rn. 2; Astrid Stadler, in: Jauernig (Hrsg.), BGB
§ 305c Rn. 2.

66 Die Interessen der Lizenznehmer betonend Stefan Maaßen, Abmahnung wegen unter-
lassener Urheberbenennung, GRUR-Prax 2013, 127 (128).

67 Sebastian Horlacher, Die Creative Commons-Lizenzen 4.0 – Eine (urheber‐)rechtliche
Betrachtung anhand von Open Educational Resources in der Hochschullehre, 156.

68 Matteo Fornasier, in: MüKo (Hrsg.), 9. Auflage 2022, BGB § 305c Rn. 45 mit weiteren
Nachweisen.
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Grundsätzlich ist ein urheberrechtlicher Vertrag sowohl nach § 305c Abs. 2
BGB als auch nach der Übertragungszwecklehre auszulegen.69 Bei CC-Lizen-
zen erhält § 305c Abs. 2 BGB jedoch Vorrang, da der Lizenzgeber als AGB-
Verwender nicht durch den Grundgedanken des § 31 Abs. 5 UrhG privilegiert
werden soll,70 wenn er unklare AGB stellt.71

Im Bereich des Fotorechts wurde diskutiert, wie das Modul Non Commercial
(CC BY-NC) auszulegen ist.72 Das OLG Köln hat mehr Klarheit geschaffen und
den Begriff eng ausgelegt: „Non commercial“ im Sinne des CC-Lizenz sei weder
mit „nicht-kommerziell“ aus dem Rundfunkstaatsvertrag noch mit „nicht
kommerziellen Zwecken“ im Sinne des § 52a Abs. 1 UrhG gleichzusetzen noch
folge die Eigenschaft „non-commercial“ automatisch aus einer nicht-gewinn-
orientierten Tätigkeit.73 Stattdessen sei von nicht-gewerblicher Nutzung aus-
zugehen, wodurch für die Lizenznehmer konkretisiert wurde, für welche
Zwecke sie das CC-lizenzierte Werk nutzen können.

Außerdem könnte für die Weiterverarbeitenden teilweise unklar sein, inwie-
fern die Namensnennung74 (BY) des Urhebers „in angemessener Form“ zu
erbringen ist.75 Die Namensnennung soll sich positionell so nah wie möglich
am Inhalt befinden und verlangt jedenfalls angemessene Urheber- und
Rechteangaben, wie die Beifügung eines Hyperlinks zur Lizenz oder die
Angabe von Änderungen.76 Wenn die Lizenzbedingungen die Namensnen-
nung am Bild selbst oder am Seitenende verlangen, soll es beispielsweise nicht

69 Jan Bernd Nordemann, in: Fromm/Nordemann (Hrsg.), Urheberrecht, 13. Auflage 2024,
UrhG § 31 Rn. 179a differenziert danach, ob die AGB unmittelbar durch den Urheber oder
den Verwerter gestellt werden; Artur-Axel Wandtke, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), UrhG
6. Auflage 2022 Vor. §§ 31 ff. 115 für ein „Nebeneinander“; a.A. Katja Kuck, Kontrolle von
Musterverträgen im Urheberrecht, GRUR 2000, 285 (287), die der Übertragungszweck-
lehre den grundsätzlichen Vorrang einräumt.

70 Siehe zu den Besonderheiten der Übertragungszwecklehre unter Rn. 4.
71 Horlacher, Sebastian, Die Creative Commons-Lizenzen 4.0 – Eine (urheber‐)rechtliche

Betrachtung anhand von Open Educational Resources in der Hochschullehre, 109; Jan
Bernd Nordemann, in: Fromm/Nordemann (Hrsg.), Urheberrecht, 13. Auflage 2024, UrhG
§ 31 Rn. 179a.

72 Siehe ausführlich zur Auslegung des Begriffs nicht-kommerziell CCPL-Abschnitt 1.
73 OLG Köln, Urt. v. 31.10.2014, 6 U 60/14; vgl. zur Auslegung der Vorinstanz Till Jaeger/Reto

Mantz, LG Köln: Nicht kommerzielle Nutzung unter Creative Commons-Lizenz, MMR
2014, 478 (478 ff.).

74 Siehe hierzu ausführlich CCPL-Abschnitt 3.a.
75 Dorothee Thum, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), UrhG 6. Auflage 2022, § 72 Rn. 149.
76 Gregor Völtz, Creative Commons Lizenzen im Lichte des Verbraucherschutzes. Mehr

schlecht als verbrauchergerecht?, VuR 2016, 169 (170).
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ausreichen, dass die Anzeige des Namens einer Fotografin durch ein Über-
streichen mit dem Mauszeiger („Mouse-Over“) erscheint.77 Denn ein Bear-
beitungsrecht rechtfertigt nicht die Entfernung eines am Bild selbst ange-
brachten Urhebervermerks.78 Insgesamt bezweckt die Klausel möglichst viele
Medien und unterschiedliche Kontexte zu erfassen, ist damit aber nicht per se
unklar.

3. Inhaltskontrolle (§§ 307–309 BGB)

Der Prüfungsmaßstab für die Inhaltskontrolle richtet sich nach der General-
klausel gemäß § 307 BGB, die durch die in §§ 308, 309 BGB aufgelisteten
Klauselverbote konkretisiert wird. Die §§ 307–309 BGB finden gegenüber
Verbrauchern umfassend Anwendung, sodass der Generalklausel aus
§ 307 Abs. 1 S. 1 BGB, die eine Benachteiligung entgegen Treu und Glauben
verbietet, bei CC-Lizenzen nur eine Bedeutung zukommt, wenn sich aus-
nahmsweise zwei Unternehmer gegenüberstehen.

a) Umfang der Inhaltskontrolle

Zu beachten ist, dass nach § 307 Abs. 3 S. 1 BGB die Vorschriften über die
Inhaltskontrolle nur für solche Bestimmungen der AGB gelten, deren Rege-
lungen von konkreten Rechtsvorschriften abweichen oder diese ergänzen
sollen. Daraus wird geschlussfolgert, dass nur die Nebenleistungspflichten der
Inhaltskontrolle unterliegen, nicht aber die Hauptleistungspflichten der Par-
teien,79 die aufgrund ihrer herausragenden Bedeutung nicht einseitig
bestimmt werden sollen.80 Deshalb ist insbesondere die unmittelbare Vergü-
tungsabrede (mit Ausnahme der Preisnebenabreden) der Inhaltskontrolle
entzogen,81 was aber bei den CC-Lizenzen, die über § 32 Abs. 3 S. 3 UrhG
kostenlos zur Verfügung gestellt werden,82 nicht von besonderer Relevanz ist.

77 LG München I, Urt. v. 17.12.2014, 37 O 8778/14; AG Düsseldorf, Urt. v. 03.09.2014, 57 C
5593/14.

78 Dorothee Thum, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), UrhG 6. Auflage 2022, § 72 Rn. 149.
79 Vgl. BGH, Urt. v. 31.05.2012, I ZR 73/10 mit weiteren Nachweisen.
80 Siehe auch Art. 4 Abs. 2 der „Klauselrichtlinie“ (RL 93/13/EWG).
81 BGH, Urt. v. 31.05.2012, I ZR 73/10; Matthias Berberich, Zum Leitbildcharakter urheber-

rechtlicher Rechtsgrundsätze, WRP 2012, 1055 (1055); Jan Bernd Nordemann, in: Fromm/
Nordemann (Hrsg.), Urheberrecht, 13. Auflage 2024, UrhG Vor. §§ 31 ff. Rn. 206; Wolfgang
Wurmnest, in: MüKo (Hrsg.), BGB, 9. Auflage 2022, § 307 Rn. 1, 17 f.

82 Oliver Schäfer/Philipp Brüggemann, in: Brauner/Brauneck (Hrsg.), Kapitel 5 Rn. 316.
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Zudem soll auch der Umfang der Rechtseinräumung selbst kontrollfrei sein,83

es sei denn, es handelt sich ausnahmsweise um eine Nebenabrede. Dies wird
mit Blick auf die besondere Schutzwürdigkeit des Urhebers in verschiedenen
Konstellationen kritisch gesehen, wenn Dritte dem Urheber die katalogmäßige
vorformulierte Einräumung von Rechten vorgeben.84 Die CC-Lizenzen sind
mit ihrem selbst zusammenstellbaren Baukastenprinzip zwar formularmäßig
strukturiert,85 aber gerade nicht von solcher Komplexität, dass dem Urheber
oder dem Lizenznehmer, der als Verbraucher auftritt, eine Einschätzung
unzumutbar ist. Ziel des dreischichtigen Kommunikationskonzepts (1.
Lizenzvertrag, 2. License Deed, 3. maschinenlesbarer Code) ist es, die CC-
Lizenzierung gerade auch für Laien verständlich zu machen.86 Dabei folgt das
leichte Verständnis aus dem License Deed87, den tl;dr88-Artikeln in nicht-ju-
ristischer Sprache und den unterstützenden simplen Piktogrammen. Bei CC-
Lizenzen besteht deshalb kein Bedürfnis für eine Ausnahme und weiterrei-
chende Kontrolle in der Rechteeinräumung.

b) Benachteiligungsverbot (§ 307 Abs. 1 S. 1 BGB)

Nach dem Benachteiligungsverbot gemäß § 307 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB ist
eine unangemessene Benachteiligung anzunehmen, wenn die Klausel mit den
wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der abgewichen
wird, unvereinbar ist oder sie gemäß § 307 Abs. 2 Nr. 2 BGB wesentliche
Rechte oder Pflichten in solchem Umfang einschränkt, dass die Erreichung des
Vertragszwecks gefährdet ist.89

83 BGH, Urt. v. 31.05.2012, I ZR 73/10; Ansgar Ohly, in: Schricker/Loewenheim (Hrsg.), UrhG
6. Auflage 2020, Vor. §§ 31 ff. Rn. 45.

84 Vgl. Ansgar Ohly, in: Schricker/Loewenheim (Hrsg.), Urheberrecht 6. Auflage 2020, UrhG
Vor. §§ 31 ff. Rn. 45.

85 LG Berlin, Bes. v. 08.01.2010, 16 O 458/10; Manuel Klatt-Kafemann, Creative Commons,
cms-journal 2009, 81 (83).

86 Gregor Völtz, Creative Commons Lizenzen im Lichte des Verbraucherschutzes. Mehr
schlecht als verbrauchergerecht?, VuR 2016, 169 (169 f.).

87 Die Bereitstellung der Lizenz erfolgt in einem für Laien verständlichen Format ohne
juristische Fachbegriffe.

88 Durch die Kennzeichnung „too long, didn‘t read“ wird bei überdurchschnittlich langen
Beiträgen eine kleine Zusammenfassung angefügt.

89 Siehe zu den konkreten Anforderungen Wolfgang Wurmnest, in: MüKo (Hrsg.), BGB,
9. Auflage 2022, § 307 Rn. 35 f.
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Für diese Beurteilung weist grundsätzlich der zivilrechtliche Schenkungsver-
trag gemäß § 516 BGB90 einen Leitbildcharakter für CC-Lizenzen auf, aber es
sind auch die Anforderungen an Dauerschuldverhältnisse (vgl. § 314 BGB)91 zu
berücksichtigen.92 Im Rahmen der urheberrechtlichen Vorschriften lässt sich
grundsätzlich dem Erschöpfungsgrundsatz gemäß § 17 Abs. 2 UrhG93 sowie
der Sicherung der Vergütung gemäß § 11 S. 2 UrhG ein solcher Charakter
entnehmen,94 wobei letzterer bei den kostenfreien CC-Lizenzen keine
uneingeschränkte Anwendung findet.95

Diskutiert wird, ob dem Übertragungszweckgedanken aus § 31 Abs. 5 UrhG
über dem Charakter als Auslegungsregel hinaus, auch eine Leitbildfunktion
als zwingende Inhaltsnorm zukommt.96 Auch wenn der Grundsatz seine
Geltung bei CC-Lizenzen nur begrenzt entfalten kann,97 ist mit Blick auf die
Notwendigkeit der Schaffung einer Konkordanz aus widerstreitenden Inter-
essen nicht ersichtlich, warum die Leitbildfunktion gänzlich entfallen sollte.98

Der zusätzliche Regelungsinhalt besteht darin, den gesetzlichen Umfang und
Inhalt von Nutzungsrechten zu bestimmen und abweichende vertragliche
Regelungen nur unter besonderen Voraussetzungen gelten zu lassen.99

90 Thomas Dreier, Creative Commons, Science Commons – Ein Paradigmenwechsel im
Urheberrecht?, in: FS-Schricker, 2005, 283 (289).

91 Obwohl der CC-Lizenzvertrag nicht gänzlich als solcher qualifiziert werden kann, siehe
Dominik König, Das einfache, unentgeltliche Nutzungsrecht für jedermann, 1. Auflage
2016, 42 ff.

92 Siehe zur vertragstypologischen Einordnung CCPL-Abschnitt 5 Rn. 1 ff.
93 Dominik König, Das einfache, unentgeltliche Nutzungsrecht für jedermann, 1. Auflage

2016, 127, 137; Ansgar Ohly, in: Schricker/Loewenheim (Hrsg.), UrhG 6. Auflage 2020, Vor.
§§ 31 ff. Rn. 47; Gunda Plaß, Open Contents im deutschen Urheberrecht, GRUR 2002, 670
(679 f.).

94 Begründung und Bericht der Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses, BT-Drs. 14/
8058, 17 f.

95 Siehe zum Leitbild des Vergütungsverzichts CCPL-Abschnitt 2.b.3.
96 Dies ablehnend BGH, Urt. v. 31.05.2012, I ZR 73/10; krit. OLG Köln, Urt. v. 31.10.2014, 6 U

60/14; Matthias Berberich, Zum Leitbildcharakter urheberrechtlicher Rechtsgrundsätze,
WRP 2012, 1055 (1057 ff.); dies für die nicht-kommerzielle rein private Nutzung befür-
wortend Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 31 Rn. 118.

97 Siehe hierzu unter Rn. 4.
98 Till Jaeger/Reto Mantz, LG Köln: Nicht kommerzielle Nutzung unter Creative Commons-

Lizenz, MMR 2014, 478 (482); Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage
2022, § 31 Rn. 114 ff.; Gerald Spindler, erst nach 2004: C. Urheberrecht, in: Spindler (Hrsg.)
Rechtsfragen bei Open Source, 2004, 21 (83 Rn. 76) beruft sich dafür auf das Schutz-
landprinzip.

99 Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 31 Rn. 115.
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Trotzdem dürfen die Interessen der betroffenen Verbraucher nicht einseitig
hinter denen des Urhebers zurückstehen.

Darüber hinaus ist streitig, ob den Schranken des Urheberrechts nach
§§ 44a ff. UrhG100 und den urhebervertraglichen Vermutungsregeln, wie
beispielsweise §§ 37 f. UrhG oder §§ 88 ff. UrhG,101 ein Leitbildcharakter
zukommt.102 Zumindest als nachgelagerte Auslegungshilfen wird sich das im
Ergebnis aber kaum verneinen lassen, handelt es sich bei den CC-Lizenzen
doch schon nach dem Grundansatz um urheberrechtlich geprägte Verträge.

c) Zulässigkeit des Share Alike-Moduls

Die antizipierte Festlegung des Urhebers, die über das Share Alike-Modul
auch Anforderungen an die nachfolgenden Verbreitungshandlungen stellt,
könnte im Konflikt mit dem Grundsatz der Erschöpfung stehen,103 weil der
Urheber nach dem Inverkehrbringen grundsätzlich nicht mehr bestimmen
kann, welchen weiteren Weg die Werke nehmen. In der Regel erfolgt die
Verbreitung von CC-lizenzierten Werken in der Form nicht verkörperter
Vervielfältigungen, wobei es nur bei dem konkret in Frage stehenden Werk
und nicht bei der Verbreitung der Vervielfältigungen zu einer Erschöpfung
kommt.104 Für die wenigen relevanten Ausnahmefälle lässt Abschnitt 2.a
anderweitige Beschränkungen zu, sodass dem Erschöpfungsgrundsatz der

100 So Tanja Dörre, Aktuelle Rechtsprechung zu Creative Commons-Lizenzen, GRUR-Prax
2014, 516 (517); Gunda Plaß, Open Contents im deutschen Urheberrecht, GRUR 2002, 670
(678); Kristina Wagner, Aktuelle Möglichkeiten und rechtliche Probleme der Creative
Commons-Lizenzmodelle, MMR 2017, 216 (219); differenzierend Thomas Dreier, in: Dreier/
Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, Vor § 44a Rn. 9 mit weiteren Nachweisen; a.A.
Christian Berger, in: Berger/Wündisch (Hrsg.), 3. Auflage 2022, § 1 Grundlagen Rn. 62.

101 Siehe zu den Vermutungsregelungen unter Rn. 5.
102 Vgl. Jan Bernd Nordemann, AGB-Kontrolle von Nutzungsrechtseinräumungen durch den

Urheber, NJW 2012, 3121 (3123); Martin Schippan, Klare Worte des BGH zur Wirksamkeit
von Honorarbedingungen für freie Journalisten, ZUM 2012, 771 (779); den Leitbildcha-
rakter des § 38 Abs. 1 UrhG befürwortend Alexander Peukert, in: Schricker/Loewenheim
(Hrsg.), Urheberrecht 6. Auflage 2020, UrhG § 38 Rn. 31, 39.

103 Vgl. hierzu Jörg-Alexander Paul, in: Hoeren/Sieber/Holznagel (Hrsg.), Handbuch Multi-
media-Recht Teil 7.4 Rn. 133.

104 Jörg-Alexander Paul, in: Hoeren/Sieber/Holznagel (Hrsg.), Handbuch Multimedia-Recht
Teil 7.4 Rn. 134; vgl. Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 17
Rn. 30; Kristina Wagner, Aktuelle Möglichkeiten und rechtliche Probleme der Creative
Commons-Lizenzmodelle, MMR 2017, 216 (217).
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Vorrang eingeräumt wird.105 Dadurch kann der Rechteinhaber die Weiter-
verbreitung bei Erschöpfung des Verbreitungsrechts gerade nicht verbieten
und es liegt kein Verstoß gegen den Erschöpfungsgrundsatz vor.106 Indem
§ 23 Abs. 1 S. 1 UrhG aufstellt, dass der Urheber die Zustimmung zur Bear-
beitung versagen kann, wird das Share Alike-Modul auch als bloßes Minus
zur Versagung der Zustimmung verstanden, weil der Rechtskreis des
Lizenznehmers nicht beschränkt, sondern in einem begrenzten Umfang,
nämlich unter der Einhaltung der Lizenzbestimmungen, gestattet wird.107

d) Zulässigkeit der Rückfallklausel

Gestritten wird darüber, ob die Rückfallklausel aus AGB-rechtlicher Per-
spektive zulässig ist, da mit ihr die Regelung des § 314 Abs. 2 BGB in ihr
Gegenteil verkehrt wird.108 Zwar findet § 308 Nr. 3 BGB keine Anwendung bei
Dauerschuldverhältnissen, eine Kündigung darf aber auch grundsätzlich nur
nach einer vorherigen Abmahnung erfolgen.109 Zum Teil wird angenommen,
dass die Interessen des Lizenznehmers unberücksichtigt bleiben würden.110 Da
die Vertragsverletzung nicht vorsätzlich erfolgen muss, ist dem Lizenznehmer
womöglich nicht bewusst, dass der Lizenzvertrag unter Anwendung der
Klausel nicht mehr besteht.111 Nach Auffassung des OLG Köln stellt die
Rückfallklausel der CC-Lizenzen jedoch keine unangemessene Benachteili-
gung dar,112 was mit Blick auf die weitgehend unentgeltlich eingeräumten
Rechte zur Sicherstellung der Freiheit der Werke jedenfalls im Unterneh-

105 Vgl. Jörg-Alexander Paul, in: Hoeren/Sieber/Holznagel (Hrsg.), Handbuch Multimedia-
Recht Teil 7.4 Rn. 134.

106 Mit weiteren Argumenten bei CCPL-Abschnitt 3.b.3. Rn. 185.
107 Sebastian Horlacher, Die Creative Commons-Lizenzen 4.0 – Eine (urheber‐)rechtliche

Betrachtung anhand von Open Educational Resources in der Hochschullehre, 131; Jörg-
Alexander Paul, in: Hoeren/Sieber/Holznagel (Hrsg.), Teil 7.4 Rn. 135.

108 Stefan Maaßen, Abmahnung wegen unterlassener Urheberbenennung, GRUR-Prax 2013,
127 (128).

109 Stefan Maaßen, Abmahnung wegen unterlassener Urheberbenennung, GRUR-Prax 2013,
127 (128).

110 Stefan Maaßen, Abmahnung wegen unterlassener Urheberbenennung, GRUR-Prax 2013,
127 (128). Dem lässt sich bereits die Heilungsmöglichkeit für die Rechteeinräumung
entgegenhalten, siehe Rn. 16.

111 Kristina Wagner, Aktuelle Möglichkeiten und rechtliche Probleme der Creative Com-
mons-Lizenzmodelle, MMR 2017, 216 (220).

112 OLG Köln, Urt. v. 31.10.2014, 6 U 60/14; so auch Jörg-Alexander Paul, in: Hoeren/Sieber/
Holznagel (Hrsg.), Teil 7.4 Rn. 136.
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merverkehr angemessen erscheint.113 Auch die entsprechende Klausel in den
GPL-Lizenzbedingungen wurde bereits als zulässig erachtet.114 Selbst wenn die
Rückfallklausel greift, bleiben die Rechte Dritter an einem weitergegebenen
Werk unberührt, sodass keine Beeinträchtigung der Verkehrsfreiheit besteht
und die Klausel auch nicht gegen den Grundgedanken des § 31 Abs. 1 S. 1 UrhG
verstößt.115 Weiterhin führt die Klausel auch nicht zu einer unangemessenen
Benachteiligung aufgrund eines Bearbeiterurheberrechts nach §§ 3, 23 UrhG,
weil Abschnitt 6.a nur die von dem Dritten „eingeräumten“, nicht aber die
originär erworbenen Nutzungsrechte am Werk selbst oder am bearbeiteten
Werk erlöschen lässt;116 ergänzt beispielsweise eine Lizenznehmerin einen CC-
lizenzierten Text und entsteht dadurch ein eigenes Bearbeiterurheberrecht, so
bleibt dieses bestehen, auch wenn die Lizenz am ursprünglichen Text erlischt.

e) Transparenzgebot (§ 307 Abs. 1 S. 2 BGB)

Das Transparenzgebot aus § 307 Abs. 1 S. 2 BGB verlangt, dass der Lizenz-
vertrag hinsichtlich der Art und Weise der Urheberbenennung eindeutig ist
und weder die Modalitäten des Vertragsschlusses offen lässt noch in das
Belieben des Lizenzgebers stellt.117 Es umfasst unstreitig auch formularmäßige
Leistungsbeschreibungen und Preisabreden,118 wobei für die Beurteilung der
Verständlichkeit auf die Auffassung eines rechtsunkundigen Durchschnitts-
verbraucher abgestellt wird.119 Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass die CC-
Lizenzen mit dem dreischichtigen Kommunikationskonzept120 gerade den
Ansatz verfolgen, die wesentlichen vertraglichen Rechte und Pflichten nut-
zergerecht aufzubereiten und zu kommunizieren,121 weshalb die Transpa-

113 Siehe zur Vereinbarkeit der Rückfallklausel mit § 31 UrhG CCPL-Abschnitt 6.a. Rn. 12.
114 LG München I, Urt. v. 19.05.2004, 21 O 6123/04; Till Kreutzer, LG München I: Wirksamkeit

der GNU General Public Licence (GPL) nach deutschem Recht, MMR 2004, 693 (693 ff.).
115 Jörg-Alexander Paul, in: Hoeren/Sieber/Holznagel (Hrsg.), Handbuch Multimedia-Recht

Teil 7.4 Rn. 136.
116 Jörg-Alexander Paul, in: Hoeren/Sieber/Holznagel (Hrsg.), Handbuch Multimedia-Recht

Teil 7.4 Rn. 137.
117 Stefan Maaßen, Abmahnung wegen unterlassener Urheberbenennung, GRUR-Prax 2013,

127 (129).
118 Wolfgang Wurmnest, in: MüKo (Hrsg.), BGB, 9. Auflage 2022, § 307 Rn. 17, 20.
119 BGH, Urt. v. 09.06.2011, III ZR 157/10; Thomas Pfeiffer, in: Wolf/Lindacher/Pfeiffer (Hrsg.),

BGB, 7. Auflage 2020, § 305 Rn. 88.
120 Hierzu bereits unter Rn. 25.
121 Till Kreutzer, Open Content – Ein Praxisleitfaden zur Nutzung von Creative Commons-

Lizenzen, 2. Auflage 2016, 13, 15, 17 sieht hierin eine verbesserte Transparenz und erhöhte
Rechtssicherheit, die Nutzern und Rechteinhabern gleichermaßen zugutekommen.
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renzangaben sogar über das gesetzlich erforderliche Maß hinausreichen.122

Es sind lediglich inhaltlich klare Bestimmungen bzw. Informationen gefor-
dert,123 jedoch keine zusätzlichen verbraucherfreundlichen Erläuterungen oder
Zusammenfassungen, die von den CC-Lizenzen angeboten werden.124 In jedem
Fall muss in diesem Zusammenhang die Rückfallklausel für den Lizenznehmer
hinreichend erkennbar sein, da die Klausel über die Einräumung des Nut-
zungsrechts selbst und das Vertragsende entscheidet.125 Ein Verstoß gegen das
Transparenzgebot aus § 307 Abs. 1 S. 2 BGB besteht aber in der Regel nicht.126

4. Rechtsfolge

Grundsätzlich hat nach § 306 Abs. 1 BGB ein Verstoß gegen die AGB-Vor-
schriften die Unwirksamkeit der Klausel zur Folge. Dies erscheint für belas-
tende Vertragsklauseln interessensgerecht, die CC-Lizenzen zeichnen sich
jedoch gerade durch solche Klauseln aus, die den Verbraucher begünstigen.
Damit würde die Benachteiligung für die Verbraucherin ausgerechnet dann
eintreten, wenn eine Klausel der Urheberin als unwirksam eingestuft wird.127

Um den Verbraucherschutz in dem Zusammenhang nicht ad absurdum zu
führen, wird unter Heranziehung des Grundsatzes von Treu und Glauben

122 Gregor Völtz, Creative Commons Lizenzen im Lichte des Verbraucherschutzes. Mehr
schlecht als verbrauchergerecht?, VuR 2016, 169 (170).

123 Vgl. Martin Schirmbacher, in: Spindler/Schuster (Hrsg.), BGB § 312j Rn. 36 ff.; Gregor
Thüsing, in: Graf v. Westphalen/Thüsing/Pamp (Hrsg.), Teil „Vertragsrecht“, Transpa-
renzgebot Rn. 14.

124 Genauso haben auch Reto Mantz, Kapitel 3: Open Access-Lizenzen und Rechtsübertra-
gung bei Open Access-Werken, in: Rechtliche Rahmenbedingungen von Open Access-
Publikationen, 2006, 55 (58); ebenso wie Jörg-Alexander Paul, in: Hoeren/Sieber/Holz-
nagel (Hrsg.), Teil 7.4 Rn. 132 dabei keine Bedenken; Demgegenüber verweist Gregor Völtz,
Creative Commons Lizenzen im Lichte des Verbraucherschutzes. Mehr schlecht als
verbrauchergerecht?, VuR 2016, 169 (170) krit. darauf hin, dass diese Zusammenfassung
auch dazu führen kann, dass sich die Verbraucher gerade nicht eingehend mit dem
Lizenzvertrag auseinandersetzen.

125 Vgl. Stefan Maaßen, Abmahnung wegen unterlassener Urheberbenennung, GRUR-Prax
2013, 127 (128).

126 Problematisch sind jedoch besondere Kostenfallen, bei denen nur bestimmte Ausschnitte
von Werken als „Teaser“ oder „Kostprobe“ kostenlos über eine CC-Lizenz zur Verfügung
gestellt werden, die vollständigen Werke jedoch nicht. Dies kann auf Seiten der Nutzer
Intransparenz über die Kostenaufteilung hervorrufen, siehe hierzu Gregor Völtz, Creative
Commons Lizenzen im Lichte des Verbraucherschutzes. Mehr schlecht als verbraucher-
gerecht?, VuR 2016, 169 (172).

127 Ansgar Koreng, Neues zu Creative Commons-Lizenzen, K&R 2015, 99 (100).
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nach § 242 BGB vorgeschlagen, dem Lizenzgeber bei solchen Klauseln, die der
Verbraucherin Vorteile verschaffen, die Berufung auf die Unwirksamkeit zu
untersagen.128

Zusätzlich zur gerichtlichen Inzidenzkontrolle kann gegen den Verwender
unwirksamer AGB auf Unterlassung der Verwendung der AGB im Rahmen
eines abstrakten Kontrollverfahrens gemäß §§ 1, 3 UKlaG geklagt werden.129

128 So Ansgar Koreng, Neues zu Creative Commons-Lizenzen, K&R 2015, 99 (100 f.); Gunda
Plaß, Open Contents im deutschen Urheberrecht, GRUR 2002, 670 (679); Gregor Völtz,
Creative Commons-Lizenzen im Lichte des Verbraucherschutzes. Mehr schlecht als
verbrauchergerecht?, VuR 2016, 169 (171); Dies wegen eines Widerspruchs zum Telos der
§§ 305 ff. BGB ablehnend, Sebastian Horlacher, Die Creative Commons-Lizenzen 4.0 –
Eine (urheber‐)rechtliche Betrachtung anhand von Open Educational Resources in der
Hochschullehre, 113.

129 Hierzu siehe Handbuchabschnitt A. Rechtsdurchsetzung.
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